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Zweite Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Aufbewahrung von Schriftgut der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit, der Staatsanwaltschaften und der Justizvollzugsbehörden 

Vom 6. Januar 2015 

Auf Grund des § 2 des Brandenburgischen Justiz-Schriftgutaufbewahrungsgesetzes vom 29. Oktober 2008 
(GVBl. I S. 273) verordnet der Minister der Justiz und für Europa und Verbraucherschutz: 

Artikel 1 

Die Verordnung über die Aufbewahrung von Schriftgut der ordentlichen Gerichtsbarkeit, der Staatsanwaltschaften 
und der Justizvollzugsbehörden vom 20. Juni 2009 (GVBl. II S. 338), die zuletzt durch die Verordnung vom  
19. März 2012 (GVBl. II Nr. 23) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 

„(1) Für das Schriftgut der Gerichte der ordentlichen Gerichtsbarkeit, der Staatsanwaltschaften und der 
Justizvollzugsbehörden mit Ausnahme des in den Absätzen 2 und 4 genannten Schriftguts sind die in der 
Anlage aufgeführten Aufbewahrungsfristen anzuwenden.“ 

b) In Absatz 2 werden die Wörter „vom 3. April 2009 (GVBl. I S. 26), das zuletzt durch das Gesetz vom  
11. März 2010 (GVBl. I Nr. 13) geändert worden ist“ gestrichen. 

c) Folgender Absatz 4 wird angefügt: 

„(4) Die Aufbewahrung von Akten über Anträge auf Registrierungen nach dem Rechtsdienstleistungs-
gesetz vom 12. Dezember 2007 (BGBl. I S. 2840), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 1. Okto-
ber 2013 (BGBl. I S. 3714) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung bestimmt sich nach § 7 
der Rechtsdienstleistungsverordnung vom 19. Juni 2008 (BGBl. I S. 1069), die durch Artikel 15 des Ge-
setzes vom 25. Juli 2013 (BGBl. I S. 2749, 2757) geändert worden ist, in der jeweils geltenden Fassung.“ 

2. § 2 Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 

„(2) Gelten für Akten und Aktenteile (zum Beispiel Urteile, Beschlüsse) unterschiedliche Aufbewahrungs-
fristen, so bestimmt sich die Aufbewahrungsfrist für den die Urschriften dieser Akten oder Aktenteile er-
setzenden Bild- oder anderen Datenträger nach der jeweils längsten Aufbewahrungsfrist, sofern eine frist-
gerechte Sperrung oder Löschung einzelner Aktenteile nicht oder nur mit unvertretbarem Aufwand möglich 
ist.“ 

 



 

3. § 3 Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst: 

„Dies gilt nicht in den Fällen des Abschnitts I Nummer 46 Buchstabe a der Anlage.“ 

4. § 4 wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Nummer 2 wird wie folgt gefasst: 

2. „ bei Hinterlegungen das Jahr, in dem die Hinterlegung beendet worden ist oder die Fristen 
nach dem Brandenburgischen Hinterlegungsgesetz vom 3. November 2010 (GVBl. I Nr. 37), 
das durch Artikel 2 des Gesetzes vom 10. Juli 2014 (GVBl. I Nr. 35 S. 2) geändert worden ist, 
in der jeweils geltenden Fassung abgelaufen sind;“. 

bb) Nummer 5 wird wie folgt gefasst: 

5. „ für (Sammel)Akten mit den Unterlagen über die Wahl, Ernennung, Berufung oder Bestellung 
und Heranziehung ehrenamtlicher Richterinnen und Richter das Jahr des Ablaufs der je-
weiligen Wahl- oder Amtsperiode;“. 

b) Absatz 3 Nummer 2 Buchstabe c Satz 2 wird aufgehoben. 

c) Nach Absatz 4 wird folgender Absatz 5 eingefügt: 

„(5) Soweit eine Aufbewahrungsfrist von unter einem Jahr bestimmt wurde, beginnt die Aufbewahrungs-
frist abweichend von Absatz 1 mit Ablauf des Monats, in dem die verfahrensbeendende Entscheidung  
ergangen ist.“ 

d) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und wie folgt gefasst: 

„(6) Für Vormundschaften, Pflegschaften und Beistandschaften über Minderjährige sowie für die zur Zu-
ständigkeit des Familiengerichts (bis zum 31. August 2009: gegebenenfalls Zuständigkeit des Vormund-
schaftsgerichts) gehörenden Angelegenheiten sonstiger Fürsorge für ein unter elterlicher Sorge stehendes 
Kind beginnt die Aufbewahrungsfrist abweichend von Absatz 1 mit dem Jahr, das auf das Jahr folgt, in 
dem die ehemals minderjährige Person – soweit mehrere Geschwister vorhanden sind, die jüngste, an der 
Angelegenheit beteiligte, ehemals minderjährige Person – das 21. Lebensjahr vollendet hat, auch wenn 
die Sache auf andere Weise vorher endete.“ 

e) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7. 

5. Die Anlage erhält die aus dem Anhang zu dieser Verordnung ersichtliche Fassung. 

Artikel 2 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

Potsdam, den 6. Januar 2015 

Der Minister der Justiz 
und für Europa und Verbraucherschutz 

Dr. Helmuth Markov 
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